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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 30. November 1956 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 167. Sitzung 
am 30. November 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 15. November 1956 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 
- Drucksachen 1274, 2714 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dn Sieveking 


Bonn, den 30. November 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 16. November 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 



BUNDESRAT 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 


1. § 53 Abs. 1 Satz 2 

ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Der Bundesmlnister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrats durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmun- 
gen . . 

Begründung 

Die näheren Bestimmungen über die An- 
zeige müssen durch Rechtsverordnung er- 
folgen, da sie Rechtssatzcharakter haben. 
Dies ergibt sich Insbesondere auch daraus, 
daß Zuwiderhandlungen gegen § 53 Abs. 1 
(insgesamt) nach § 253 Nr. 1 als Ordnungs- 
widrigkeiten geahndet werden. 

2. § 67 Abs. 2 

ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Bundesminister für Arbeit er- 
läßt nach Anhörung des Verwaltungsrats 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Gebührenerhebung, Insbesondere über 
die Voraussetzungen, über die Höhe und 
Fälligkeit der Gebühren und die Zahlungs- 
pflichtigen Personen.“ 

Begründung 

Die Vorschrift, zu deren Erlaß der Ver- 
waltungsrat ermächtigt werden soll, geht 
über den Rahmen der Autonomie der 
Bundesanstalt hinaus. Diese Vorschrift be- 
gründet bzw. konkretisiert Rechte und 
Pflichten Außenstehender; sie kann daher 
nur durch Rechtsverordnung erlassen wer- 
den. Nach Artikel 80 GG kann zum Er- 
laß einer Rechts Verordnung das Organ 
einer Körperschaft des öffentlichen Redits 


nicht ermächtigt werden. Die Rechtsver- 
ordnung ist daher durch den Bundes- 
minister für Arbeit zu erlassen, der den 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt vorher 
hören kann; ob die Befugnis zum Erlaß 
der Rechtsverordnung auf Organe der 
Bundesanstalt weiter übertragen werden 
kann, bedarf einer näheren Prüfung nicht, 
da die Vorschriften ohne Schwierigkeit 
durch den Bundesminister für Arbeit selbst 
erlassen werden können (auch die jetzige 
Fassung des Gesetzes sieht vor, daß der 
Bundesminister für Arbeit bei Erlaß der 
Vorschriften in jedem Fall zuzustimmen 
hat). 

3. a) § 69 a 

Ist wie folgt zu fassen: 

»§ 69 a 

Versicherungsfrei ist eine Beschäfti- 
gung von Personen, die das fünfund- 
sechzigste Lebensjahr vollendet haben, 
für die Zeit, für die ihnen eine Rente 
aus der Rentenversicherung der Arbei- 
ter, der Rentenversicherung der Ange- 
stellten oder der knappschaftlichen 
Rentenversicherung oder ein Anspruch 
auf ähnliche Bezüge öffentlich-recht- 
licher Art zuerkannt ist.“ 

Begründung 

Die vorstehende Fassung entspricht 
dem Beschluß des Bundesrates beim 
1. Durchgang. Weder die Vollendung 
des 65. Lebensjahres noch die Zuerken- 
nung einer Rente aus der Rentenver- 
sicherung rechtfertigen für sich allein 
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die Versagung des Versicherungsschut- 
zes. Erst beide Tatbestände zusammen 
lassen einen derartigen Ausschluß aus 
der Versicherung gerechtfertigt erschei- 
nen. 

b) § 141b 

ist wie folgt zu fassen: 

«§ 141b 

Keinen Anspruch auf Unterstützung 
hat, wer das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet hat, für die Zeit, für 
die Ihm eine Rente aus der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, der Rentenver- 
sicherung der Angestellten oder der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 
oder ein Anspruch auf ähnliche Bezüge 
öffentlich-rechtlicher Art zuerkannt 
ist.'* 

Begründung 

Vgl. Begründung zur beantragten 
Änderung des § 69 a (lfd. Nr. 3 a). 

Eine Versagung der Arbeitslosenhilfe 
für diesen Personenkreis ist um so 
weniger gerechtfertigt, weil hier die 
Bedürftigkeit Voraussetzung der Lei- 
stung Ist. 

4. § 110 Abs. 2 Nr. 3 
ist zu streichen. 

Begründung 

Das mit dieser Bestimmung erwartete Er- 
gebnis rechtfertigt den Verwaltungsauf- 
wand gerade in der Zeit der stärksten Ar- 
beitsbelastung der Arbeitsämter nicht. Im 
übrigen ist der hier vorgesehene Wegfall 
der Wartezeit geeignet, die Bereitschaft 
zur Arbeitsaufnahme vor Ablauf von 12 
Tagen ungünstig zu beeinflussen. 

5. § 116 f Abs. 1 

Die Sätze 4 und 5 sind zu streichen. 
Begründung 

Die in den Sätzen 4 und 5 vorgesehenen 
Vorschriften verfehlen, wie die inzwischen 
angestellten Berechnungen ergeben haben, 
im Ergebnis das gesteckte Ziel und sind 
daher ohne praktische Bedeutung. Mit der 
Streichung wird auch rechtlichen Bedenken 
Rechnung getragen. 


6. a) § 177 Abs. 2 Nr. 3 

Ist zu streichen. 

Begründung 

Die Einbeziehung von Ansprüchen im 
Sinne des § 177 a Abs. 1 unter Nr. 3 
macht eine Rückforderung unabhängig 
von dem nach Nr. 1 und 2 geforderten 
Verschulden auch dann möglich, wenn 
kein persönliches Verschulden vorliegt, 
sondern ein Irrtum des Arbeitsamts. 

Mit der vorgesehenen Streichung wird 
eine ähnliche Regelung angestrebt, wie 
sie in der Kriegsopferversorgung er- 
folgt ist. 

b) § 177 a Abs. 1 

aa) In Nr. 2 ist das Wort „Renten“ 
durch das Wort „Ausgleichsrenten“ 
zu ersetzen. 

bb)In Nr. 4 sind nach dem Wort „auf“ 
die Worte „den der Grundrente 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 
entsprechenden Teil der“ einzu- 
fügen. 

cc) Satz 2 ist wie folgt zu ergänzen: 

„ . . . . zustehen, In den Fällen der 
Nummern 5 und 6 ferner, soweit 
es sich um Ansprüche auf Leistun- 
gen handelt, die mit den Ansprü- 
chen nach diesem Gesetz zeitlich 
zusammenfallen.“ 

dd)In Satz 3 ist die Zahl „5“ durch die 
Zahl „4“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Vorschläge zu § 177 a Abs. 1 
schließen die Rückgriffsmöglichkeit 
auf Bezüge aus, die entweder zweck- 
gebunden sind oder, wie die Grund- 
rente nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz, aus anderen Gründen an- 
rechnungsfrei bleiben sollen. 

7. § 219 b 

a) Vor 54 Abs. 2“ ist „§ 53 Abs. 1,“ 
und nach „§ 67 Abs. 1,“ ist „§ 67 
Abs. 2“ einzufügen. 

Begründung 

Die Einfügung beider Vorschriften ist 
erforderlich, weil es in beiden Fällen 
einer Rechtsverordnung bedarf, diese 
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Reditsverordnung selbst aber keine 
Länderznständigkeiten berührt. 

b) Zu streichen sind „§ 130 Abs. 1,**, 
„§ 141 a Abs. 3,^* und „§ 141 e Abs. 6". 

Begründung 

Die Streichung ist erforderlich, da 
Länderzuständigkeiten berührt werden. 
Die in den genannten Bestimmungen 
vorgesehenen Rechtsverordnungen be- 


dürfen daher der Zustimmung des 
Bundesrates. 

8. Artikel X — Sdilußvorsdiriften — § 10 

In Abs. 1 Satz 1 ist das Wort „vierten“ 
durdi das Wort „dritten“ zu ersetzen. 

Begründung 

Mit dieser Änderung wird vermieden, daß 
das Inkrafttreten des Gesetzes durch die 
Anrufung des Vermittlungsausschuses ver- 
zögert wird. 
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